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G e m e i n d e h a u s h a l t ? 
Das wird die Frage sein, über welche sich das Ob-

waldnervolk an nächster Landsgenieinde zu entscheiden 
hat, wenn es sich um das Jnitiativbegehren betnffenb 
die'sog. „Erweiterung der Volksrechte" handelt. 

Es fällt vorab auf, daß das Jnitiativbegehren von 
„Gemeindegefetzesvorlagcn" redet. Bisher war man sich 
gewohnt, das Gesetzgebungsrecht als einen Ausfluß der 
Staatshoheit zu betrachten. Dasselbe wurde überall 
von den zuständigen Staatsbehörden ausgeübt. Nun 
haben die Jnitianten, wie es scheint, die Absicht, auch den 
Gemeinden das Recht einzuräumen, Gesetze zu erlaufen. 
Das kommt sonst nirgends vor. Aus diesem Wege dürste 
der Kanton Obwalden sehr bald reich werden an Ge-
setzen der manigfaltigsten Art, die eine buntscheckige 
Musterkarte bilden. Bisher war in Obwalden die 
Landsgemeinde die gesetzgebende Behörde. Wie sich ^ die 
Jmtianten diese „Gemeindegesetzgebung" denken, darüber 
schweigen sie sich aus. Nun wollen sie aber keineswegs 
nur etwa „Gesetze" und Verordnungen an die Gemeinde-
veisammlungen ziehen, sondern auch „Ve r w a l t u n g s b e -
schlüsse." Sie sagen nicht, um was für Ber/altungs^ 
beschlüsse es sich dabei handle. Sie schränken ihr Be 
gehren auf Einführung des Referendums nicht etwa auf 
eine bestimmte Kategorie von „Verwaltungsbeschlüssen" 
ein, sondern sie dehnen es auf sämtliche Verwaltungs-
beschlüsse aus, welche nicht dringlichen Charakter haben. 
Man mag nun sagen, was man will, so ist ^ es aber 
doch Tatfache, daß die Großzahl von Beschlüssen der 
Gemeinderäte „Verwaltungsbeschlüsse" sind. Nehmen wir 
z. B. die Bürgergemeinderäte, welche das Vormund-
schasts- und Armenwesen zu verwalten haben, so wird 
man doch zugeben müßen, daß weitaus die meisten, Be-
schlösse, welche sie fassen, Verwaltungsbeschlüsse sind. 
Will man nun dieselben zum Gegenstand von einem 
Volksentscheid machen? Die Jnitianten sagen wähl schein-
lich das Gegenteil. Es geschieht dies auch nirgends m 
der ganzen weiten Welt. Aber es kommt nicht darauf 
an, wie die Jnitianten ihr Begehren ausgelegt wissen 
wollen, sondern entscheidend ist der Wortlaut dieses Be-
gehrens. Dieser Wortlaut aber trifft gar keine Unter-
scheidung zwischen Verwaltungsl»schlüssen dieser oder 
jener Art. Vom Referendum ausgenommen werden nur 
die „dringlichen" Verwaltungsbeschlüsse. Gegenstand der 
Initiative in Gemeindeangelegenheiten können sogar a l le 
Vcrwaltungsbeschlüsse sein. 

Wir betonen, daß das diesjährige Jnitiativbegehren 
in dieser Richtung viel weiter geht, als das letzijährige 
gegangen wäre nach der im kantonsrätlichen Antrage 
niedergelegten Jnterprätation, mit welcher sich die Ver-
treter der Jnitianten einverstanden erklärt hatten. Dort 
war ausdrücklich folgendes gesagt: „Wenn in dem bean 
»ragten Art. 61 bis von „Erlaß von Beschlüssen" die 
Rede ist, so kann es sich nur um solche Beschlüsse 
handeln, welche ihrer Natur nach an Hand der Verfas-
snng in den Bereich der Gemeindeversammlung gehören 
und nicht um Beschlüsse oder Erkenntnisse, die verfassungs-
gemäß in den Kompetenzenkreis sei es des Einwohner-
oder sei es des Bürgergemeinderates fallen." Eine der-
artige Bestimmung vermissen wir im dießjährigen Jnitia 
tivbegehren. Es würde also einem jeden Stimmfähigen 
freistehen, den Antrag auf Erlaß eines Beschlusses zu 
stellen, der seiner Natur nach an Hand der Kantonsver-
fassung gar nicht in den Geschäftsbereich der Gemeinde-
Versammlung gehören würde. Der Geineinderat könnte 
sich lange darauf berufen, daß ein solcher Antrag „ge-
setzeswidrig sei. Die Jnitianten würden aber antworten: 
„Die Verfassung steht über dem Gesetz und in der 
Verfassung lesen wir, daß jeder Stimmfähige befugt sei, 
den „Erlaß von Verwaltungsbeschlüssen zu beantragen", 
mögen dieselben nun so oder anders lauten." Würden 
solche Anträge als „gesetzeswidrig" vom Gemeinderate 

zurückgewiesen, so käme man mit Rekursen an die Bun 
desbehörden gar nicht zu Ende. Uns nimmt es nur 
Wunder, warum die Jnitianten nicht gleich den Antrag 
gestellt haben, es sollen die Gemeinderäte beseitigt und 
die Gemeindeversammlungen mit deren Befugnissen aus-
gestattet werden. Das wäre noch kürzer und einfacher 
gewesen. Die Folge wäre allerdings die gewesen, daß 
die Gemeindeversammlungen etwas häufiger hätten einbe-
rufen werden und etwas länger hätten tagen müssen. 

Im letztjährigen kantonsrätlichen Antrage, mit ivel-
chem"' die Jnitianten sich einverstände,l erklärt hatten, war 
betont, daß der neue Verfafsunosartikel in dem Sinne 
auszulegen nnd anzuwenden sei, daß er nur auf den 

e inma l igen" Erlaß von Beschlüssen und nicht auf 
ein Zurückkommen auf diese Beschlüsse zum Zwecke der 
Abänderung oder der Aufhebung derstlben Bezug habe. 
Darüber schweigt das diesjährige Jnitiativbegehren. Es 
könnte also, wenn dasselbe angenommen würde, auf 
einen schon gefaßten und in forniell korrekter und ver-
fnffungsrechtlich gehöriger Form erlassenen Beschluß immer 
wieder zurückgegriffen und derselbe von einer bloßen Zu-
sallsmehrheit umgestoßen werden. Wer hätte dann die 
Folgen eines solchen Vorgehensund die pr iva t - rech t -
liehe Verantwortlichkeit zu tragen, wenn bereits May-
nahmen getroffen worden wären, um einen früher ge-
faßten Beschluß zur Ausführung zu bringen? sollte 
dann der Gemeinderat es entgelten, der seine Pflicht er-
füllt und Anordnungen getroffen hat, uni einen Beschluß 
in Vollzug zu setzen, wenn dann dieser Beschluß nachher 
wieder aufgehoben wird? Wenn behauptet wird, in dem 
Ausdruck „Erlaß von Verwaltungsbefchlüssen"^ sei die 
Abänderung oder Aushebung schon gefaßter Beschlüsse nicht 
einbegriffen, so ist darauf zu erwidern, daß hier die 
diesjährige Fassung der Initiative mit der letztjährigen 
übereinstimmt und daß man trotzdem letztes ^ahr eine 
nähere Umschreibung oder Einschränkung des Jnitiativbe-
aehrens für durchaus notwendig gehalten hat. Im 
Uebrigen ist ohne Weiteres klar, daß, wenn im Allge-
meinen gesagt wird, es könne der Erlaß eines Verwal-
tungsbeschlusfes verlangt werden, dann durch diesen neuen 
Beschluß ein älterer abgeändert oder aufgehoben werden 

^ W i r behaupten durchaus nicht, daß es in der Absicht 
der Jnitianten gelegen habe, einen geordneten Gang der 
Gemeindeverwaltung zu verunmöglichen; aber das be-
Häupten wir, daß nach unserer vollendeten Ueberzeugung 
die Annahme des Jnitiativbegehrens dazu führen wurde. 
Wir haben oben vom Vormundschafts- und Armenwcsen 
und den diesfälligen Verwaltungsbeschlüssen geredet. Wir 
möchten uns aber auch erlauben, auf das Kirchen-
und Schulwesen hinzuweisen. Wir machen daraus 
aufmerksam, daß die Verfassung auch der hochw. Geist-
lichkeit einen gewissen, sicher sehr berechtigten und keines-
weas zu weitgehenden Einfluß auf die Verwaltung de-? 
Kirchenwesens einräumt. Wie wäre es nun damit bestellt, 
wenn jeder Stimmfähige das Recht hätte, Anträge betref-
send die Verwaltung des Kirchenwesens zu stellen und 
die Gemeindeversammlung über diese Anträge abstimmen 
würde? Wir möchten diese Frage der Würdigung un,eres 
hochw. Landesklerus vom Standpunkte unserer katholisch-
kirchlichen Ueberzeugung aus recht ausdrücklich empfehlen. 

Mit diesem Initiativrecht, wie es in Gemeindeange-
leaenheiten geschaffen werden will, wird, unseres Erachtens, 
bewirkt, daß Unfriede und Aufregung in die Gemeinden 
hineingetragen werden. Einige turbulente Kopse werden 
dafür sorgen, daß eine ruhige Entwicklung der öffentlichen 
Zustände und des Gemeindelebens unterbunden wird. 
Den Mitgliedern der Gemeindebehörden, welche man 
aerne aus denselben entfernt wissen möchte, wird man 
auf diese Weife ih« Stellung und ihre W.rk,amke.t . ver-
leiden". Auch ein stoischer Charakter kann M e M ) 
genug bekommen, wenn immer gegen ihn gehetzt wird. 
Die Folgen dieses Initiativrechtes werden sehr unerfreu-
liche sein. 

Wir hatten bisher eine gut geordnete und gewissenhaft 
besorgte Gemeindeverwaltung. Sie gereichte dem Lande 
zum Segen. Ob es in Zukunft auch noch so sein wird, 
wenn das Jnitiativbegehren siegt? — Wir glauben es 
nicht. Die Axt ist an den Stamm gelegt. Der 20. April 
ist ein folgenschwerer Entscheidungstag für das Obwaldner-
volk. Möge es die Tragweite seines Entscheides in 
vollem Umfange würdigen! Wenn das geschieht, so ist 
eö uns um den Entscheid nicht bange. Wir lieben den 
Kampf nicht um des Kampfes wegen; aber wenn es sich 
um die höchsten Landesinteressen handelt, dann werfen wir 
die Flinte nicht ins Korn, sondern wir ergreifen den Appell 
an den gesunden Sinn unserer Mitbürger. Wir haben 
weitgehendes Entgegenkommen bewiesen. Man hat uns 
mit Spott und Hohn geantwortet. Der Kampf wurde 
uns aufgedrängt. Wi r ra ten dem o b w a l d n e r -
volke nach bestem Wissen und Gewissen , an 
nächs te r L a n d s g e m e i n d e d a s I n i t i a t i v -
b e g e h r e n auf E r W e i t e r u n g d e r V o l k s -
rechte z ii v e r w e r f e n . 

A u s dem N a t i o n a l s t e . 
Seit langer Zeit hat keine Frage so sehr die Ge-

müter erregt und die Schleusen der Beredsamkeit so weit 
aeöffnet, wie die Verfaffungsinitiative für Verbot des 
Adstinthlikörs. Man ist oft nur zu sehr gewohnt, die 
Geschäfte vorwiegend in Rücksicht auf das Erwerbsleben 
und die Volkswirtschaft zu behandeln. Auch M a r t i n 
(Neuenburg) hat das inbezug auf vorliegenden Gegenstand 
in ausgiebiger Werfe getan. Er ist der Vertreter von 
Neuenburg, dessen Traverstal im Anbau der Absinthpflanze 
und in der Fabrikation des Getränkes eine ergiebige E.n-
nahinequelle besitzt. Er findet, der Absinth sei nicht schäd-
licher als anderer Branntwein; auch der Waadtlander-
wein verursache Delirien. Wenn man den Absinth ver-
bieten wolle, so solle man die Fabrikanten entschädigen. 
Dr Müller (Lummiswald) anerkennt wohl die Schäd-
lichkeit des Absinth. Derselbe sei aber nur in der franzö-
fischen Schweiz verbreitet; ein Verbot desselben habe für 
die dentsche Schweiz keinen Sinn. I n Genf und Waadt 
hat man das Verbot schon ausgesprochen; andere Kan-
tone mögen nachfolgen, wenn sie es für nötig halten. 
Diese Redner der Kommissionsmehrheit konnten ihre Voten 
auf die Boschaft des Banvesrates stützen, welche aber in 
dieser Frage von verblüffender Oberflächlichkeit war. Nicht 
einmal das Gutachten, welches drei der angesehendsten Pro-
sessoren der Medizin anläßlich des Rekurses einiger Ab-
sinthbrenner gegen das Perbot des Kantons Waadt ab-
gegeben hatten, war in diesem Aktenstück verwertet worden. 
Die Minderheit der Kommission'. Lagier und D a n -
court , zauderte denn auch nicht, mit dem Absinth und 
seinen Beschützern ernst ins Gericht zu gehen. Die Aktion 
gegen dieses Giftgetränk war ausgegangen vom Kanton 
Waadt. I n der dortigen Gemeinde Eomugny hatte ein 
Absinthtrinker seine Frau und drei Kinder im Absinth-
rausche totgeschlagen. Er hatte nachher gar keine Erinne-
rung mehr an die vollbrachte Tat; er hatte wie im 
Traume gehandelt. Em solcher Zustand ist die hervor-
stechende Folge des Absinthgenusfes auf das Nervensystem. 
Die Gefängnisdirektoren sind einig darüber, daß Absinth-
trinker sich zu gewalttätigen Verbrechen eignen. Wie kein 
anderes alkoholisches Gebränk, so führt derselbe Geistes-
krankheit herbei. Das sagen die westschweizerischen Irren-
ärzte übereinstimmend. Mehr Erfahrungen haben die 
französischen Irrenärzte, wo nach dem hygienischen Jahr-
buche von 1907 4882 Geisteskranke durch Absinthgenuß 
und nur 2631 durch gewöhnlichen Schnaps, 1755 durch 
Wein, 664 durch Most und Bier leben. Belgien hat, 
durch solche Beobachtungen bewogen, letztes Jahr den 
Absinth verboten. Die Redner der Minderheit erhoben 
sich auf einen viel idealern, wir dürfen wohl sagen mehr 
eidgenössischen Standpunkt, als der Bundesrat. Sie mach-
ten aufmerksam auf die Pläne der Absinthfabrikanten, 


